
Unterschied. Beide stellen im Prinzip eine materielle 
Ausbeutung fremder Geschlechtsbeziehungen dar.
Da die Prostitution an sich und nicht nur in einzelnen 
Ausübung sw eisen in einem so erheblichen Maße ge­
sellschaftsgefährlich ist, daß gegen sie mit strafrecht­
lichem Zwang eingeschritten werden soll, muß das 
Schwergewicht darauf liegen, daß jegliche Förderung 
dieser negativen Erscheinung verhindert wird. Es muß 
also mit rechtlichen Mitteln dafür gesorgt werden, daß 
die gewinnsüchtig vorgenommene Ausbeutung der 
Prostitution (künftig also: strafbarer Geschlechtsbe­
ziehungen) unterbunden wird. Für eine staatliche Ein­
mischung in andere, n i c h t  s t r a f b a r e  Geschlechts­
beziehungen aber, wie sie gegenwärtig noch durch die 
Tatbestände der Kuppelei erfaßt werden, besteht 
keinerlei Grund. Das bedeutet jedoch nicht, daß sich der 
sozialistische Staat gegenüber negativen, aber straf­
rechtlich nicht relevanten Geschlechtsbeziehungen, z. B. 
gegenüber außerehelichem Geschlechtsverkehr zwischen 
verheirateten Personen, gleichgültig verhält. Solche Ge­
schlechtsbeziehungen werden als mit der menschlichen 
Würde unvereinbar abgelehnt. Sie sind aber nicht durch 
staatlichen Zwang, sondern allein im Wege der Er­
ziehung der Bürger, mit einer neuen Einstellung zu den 
Beziehungen zwischen den Geschlechtern, zu über­
winden.
Mit Recht ging man daher bei der Ausarbeitung des 
Entwurfs des neuen StGB davon aus, daß nur solche 
negativen Geschlechtsbeziehungen, die einen ausge­
sprochen gesellschaftsschädlichen Charakter tragen, ein­
schließlich ihrer Förderung und Ausnutzung künftig 
unter Strafe zu stellen sind. Da eine Unterscheidung 
zwischen Kuppelei und Zuhälterei unter diesem Ge­
sichtspunkt nicht erforderlich ist, wird vorgeschlagen, 
im künftigen StGB unter Wegfall der bisherigen §§ 180, 
181 und 181 a StGB schlechthin die Ausnutzung und 
Förderung der Prostitution unter Strafe zu stellen. So­
weit der jetzige § 181 StGB neben der Verhinderung der 
Ausbreitung der Prostitution noch andere Schutz­
funktionen hat, wie z. B. den Schutz vor negativen Ein­
griffen in die Erziehung, sind diese im künftigen StGB 
im Abschnitt über den Schutz der Jugend und Familie 
zu berücksichtigen.
Es wurde bereits gesagt, daß die Handlungen des An­
geklagten den Moralanschauungen der Werktätigen 
gröblichst widersprechen. Insofern hat das Bezirksge­
richt das Verhalten der Beteiligten zutreffend charak­
terisiert. Mit Recht weist es auch darauf hin, daß 
die Ehefrau des Angeklagten von sich aus nichts zur 
Abwendung des Geschlechtsverkehrs unternahm, ob­
wohl sie die Möglichkeit dazu gehabt hätte. Der Ge­
schlechtsverkehr mit dem Zeugen S. entsprach vielmehr 
ihren eigenen Wünschen.
Obwohl derartige Sexualbeziehungen Ausdruck äußerst 
laxer Moralanschauungen sind, erlangen sie doch bei 
ihrer relativen Seltenheit, personellen Begrenzung und 
Verborgenheit kaum ein gesellschaftsschädigendes Aus­
maß. Die Beteiligten selbst fühlen sich nicht geschädigt 
und sind es auch tatsächlich nicht. Damit entfällt die 
Notwendigkeit eines strafrechtlichen Einschreitens. So­
fern derartige Handlungen, wie im vorliegenden Fall, 
den Tatbestand der schweren Kuppelei erfüllen, kann 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit der als Kuppler 
beteiligten Person unter Anwendung des § 8 StEG aus­
geschlossen werden.
Im vorliegenden Falle hätte das Bezirksgericht unter 
Anwendung des § 8 StEG zum Freispruch kommen 
müssen.
Dr. Gerhard F e i x ,
iviss. Mitarbeiter am Institut für Kriminalistik 
der Humboldt-Universität Berlin

§§ 4, 13 JGG.
1. Bei der Prüfung der Voraussetzungen des § 4 JGG 
darf sich das Gericht nicht allein vom Auftreten und 
Verhalten des Jugendlichen in der Hauptverhandlung 
leiten lassen. Insbesondere bei einer Häufung negativer 
Umstände in der Person und Lebenssphäre des Jugend­
lichen (z. B. erneute Straffälligkeit innerhalb kurzer 
Zeit) ist es in der Regel erforderlich, einen Sachver­
ständigen hinzuzuziehen.
2. Die Gerichte haben im Jugendstrafverfahren in ge­
eigneten Fällen darauf hinzuwirken, daß vor Durch­
führung der Hauptverhandlung ein Schutzaufsichts­
helfer gewonnen wird, der zur Hauptverhandlung ge­
laden werden sollte.
BG Neubrandenburg, Urt. des Präsidiums vom 29. Juni 
1964 - Kass. S. 5/64.
Das Kreisgericht verurteilte den Jugendlichen wegen 
fortgesetzten Diebstahls (§ 242 StGB) und Sachbeschädi­
gung (§ 303 StGB) zu einem bedingten Freiheitsentzug 
von vier Monaten. Au3erdem wurde Schutzaufsicht an­
geordnet und die Weisung erteilt, eine seinen Fähig­
keiten entsprechende Arbeit aufzunehmen. Da der 
Jugendliche kurze Zeit nach der Verurteilung erneut 
wegen Diebstahls straffällig wurde, erkannte das Kreis­
gericht unter Einbeziehung des ersten Urteils auf sechs 
Monate Freiheitsentzug und ordnete anschließende 
Heimerziehung an.
Der zur Tatzeit 15jährige Jugendliche wurde bereits 
nach einjährigem Schulbesuch in die Sonderschule ein­
gewiesen, weil er geistig nicht in der Lage war, den 
Lehrstoff der Grundschule zu verarbeiten. Es traten 
ständig Erziehungsschwierigkeiten auf, und er beteiligte 
sich in den folgenden Jahren wiederholt an Straftaten. 
Daraufhin wurde er in ein Sonderschulheim eingewie­
sen, in dem er bis zum Jahre 1962 verblieb und aus 
dem er aus der 6. Klasse entlassen wurde. Im Heim fügte 
er sich gut in das Kollektiv ein und war ein williger 
und fleißiger Schüler.
Nach der Schulentlassung ging der Jugendliche keiner 
geregelten Arbeit nach. Das Referat Jugendhilfe ver­
suchte, dem Jugendlichen eine Lehrstelle im Staatlichen 
Forstwirtschaftsbetrieb zu vermitteln. Da die Mutter 
das ablehnte, unternahm das Referat keine weiteren 
Anstrengungen, um den Jugendlichen in ein festes Ar­
beitsverhältnis zu bringen. Seiner Berufsschulpflicht 
kam der Jugendliche trotz wiederholter Aussprachen 
nicht nach.
Der Jugendliche hatte großes Interesse an der Tauben­
zucht. Seine Straftaten standen damit im Zusammen­
hang. Er entwendete aus einem benachbarten Tauben­
schlag zwei Tauben, um seinen eigenen Taubenschlag 
zu vergrößern, und stahl wiederholt Getreide zur Fütte­
rung seiner Tauben.
Die Jugendstrafkammer hielt in beiden Verfahren die 
Voraussetzungen des § 4 JGG bei dem Jugendlichen für 
erwiesen. Sie folgerte dies aus dem Auftreten und dem 
Verhalten des Jugendlichen in der Hauptverhandlung. 
Der Staatsanwalt des Bezirks hat die Kassation beider 
Urteile beantragt. Dem Kassationsantrag war stattzu­
geben.
Aus den G r ü n d e n :
Die Jugendstrafkammer hat zwar den Sachverhalt, so­
weit er die Handlungen des Jugendlichen betrifft, um­
fassend und richtig aufgeklärt und in objektiver Hin­
sicht zutreffend gewürdigt. Sie hat es jedoch unter­
lassen, exakt zu prüfen, ob die Voraussetzungen des 
§ 4 JGG vorliegen und der Jugendliche überhaupt straf­
rechtlich zur Verantwortung zu ziehen ist. Außerdem 
wurde in dem zweiten Verfahren nicht überprüft, 
welche Maßnahmen auf der Grundlage der ersten Ver­
urteilung insbesondere durch das Referat Jugendhilfe 
getroffen wurden. Damit wurde nicht genügend unter­
sucht, in welcher Weise erzieherisch auf den Jugend­
lichen eingewirkt wurde und wie es zu den weiteren 
Handlungen kommen konnte. Wegen dieser fehlenden
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